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28 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend die Pfändbarkeit von Gehaltsanſprüchen. 


Artikel 1. 
Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 
Im § 850 Abſ. 2 tritt an die Stelle des Wortes „fünfzehnhundert“ das Wort „zwölftauſend“ 
Ferner wird daſelbſt als Satz 2 folgende Vorſchriſt eingeſtellt: 
Die Beihilfen und Zulagen, die dem im Abſatz 1 Nr. 7 bis 9 bezeichneten Perſonen zur 
Anpaſſung ihres Dienſteinkommens oder ihrer Penſion an die Veränderung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe gewährt werden, ſind weder der Pfändung unterworfen noch bei der Ermittelung, 
ob und zu welchem Betrag ein Bezug der Pfändung unterliegt, zu berechnen. Das Gleiche gilt 
für die Kinderbeihilfen, ſowie die Einkünfte, die zur Beſtreitung eines Dienſtaufwandes be⸗ 
ſtimmt ſind. 
Der § 850 Abſ. 5 fällt fort. 
Artitel II. 
Die Bekanntmachung über die Einſchränkung der Pfändbarkeit von Lohn⸗, Gehalts- und ähnlichen 
Anſprüchen vom 17. Mai 1915 (Reichsgeſetzbl. S. 285) ſowie die . über die Unpfändbarkeit 
von Sriegsbeihilfen und Teuerungszulagen vom 2. Mai 1918 (Reichsgeſetzbl. S. 382) treten außer Kraft. 


Artikel III. 

Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Es findet auch auf die ſeit dem 1. Januar 1922 fällig gewordenen Bezüge der im § 850 Abſ. I 
Nr. 7 bis 9 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Art Anwendung. Soweit jedoch hierdurch eine Verringerung 
des der Pfändung unterworfenen Teiles dieſer Bezüge eintreten würde, bleiben die Rechte, u der Pfand⸗ 
gläubiger nach Maßgabe der bisherigen Vorſchriften erlangt hat, unberührt. 

Hinſichtlich künftig ſallig werdender Bezüge verliert eine vor dem Inkraſttreten dieſes Gebe e er⸗ 
folgte Pfändung inſoweit ihre Wirkung, als ſie nach dieſem Zeitpunkt unzulaſſig ſein würde. 

Die Vorſchriften der Abſ. 2, 3 finden auf die Aufrechnung, Abtretung und Verpfändung ent⸗ 


ſprechende Anwendung. 


Danzig, den 8. März 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 2 = 
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29 Volkstag und Senat haben folgendes elbe beſheoſen das Walz Ader wird: 
Geiles 
betreffend Änderung der Verordnung über opwſiimung 


Einziger Artikel. 


Die neu über Lohnpfändung vom 25. Juni 1919 Reichs⸗ Geſ.⸗Bl. ©. 589) in der Faſſung 
der Geſetze betreffend Anderung dieſer Verordnung vom 7. Oktober 1920 (Staatsanzeiger S. 201) und vom 
20. Dezember 1921 (Geſ.⸗Bl. für die Freie Stadt Stadt S. 319) wird dahin abgeändert, daß im 85 . 
WF. * an Stelle der Worte „achttauſend Mark“ die Worte Fern Mark“ treten. - 


Danzig, den 8. März 1920. . 
Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


30 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
beneſſend die Abänderung des Art. 215 des Danzig⸗polniſchen Abkommens 
vom 24. Oktober 1921. 


81. 
In Abänderung des Artikels 215 des Danzig⸗polniſchen Abkommens vom 24. Oktober 1921 wird 
beſtimmt, daß die Beſchränkungen bezüglich des Verkehrs mit Zucker bis zum 10. Oktober 1922 beſtehen bleiben. 


8 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 5 


Danzig, den 20. März 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Jewelowski. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


